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	Datum:


Bearbeiter:


Durchwahl:


Geschäftszahl: 



Indirekteinleiterregelung gem. WRG 1959, § 32 b

Wahrnehmung von Agenden

WERKVERTRAG

Abgeschlossen zwischen dem

	Auftraggeber:
	Gemeinde xxxxx



im Folgenden kurz Auftraggeber genannt, und dem

	Auftragnehmer:
	xxxxxx



im Folgenden kurz Auftragnehmer genannt.

	Vertragsgrundlage:
	

	Kläranlage:
	xxxx

	Kapazität:
	xxxxx EW

	Ortskanalnetze der Betreiber:
	xxxxx



1. Vertragsgegenstand

Wahrnehmung von Agenden des Auftraggebers gem. § 32b WRG 1959, idF des BGBl I Nr. 74/1997 bzw. der Indirekteinleiterverordnung (IEV), BGBl 222/1998 durch den Auftragnehmer.

Diese Agenden umfassen insbesondere:

· Erfassung und Festlegung der für den Indirekteinleiterkataster in Frage kommenden bestehenden Einleitungen im Einzugsbereich im Einvernehmen mit dem Auftraggeber.

· Feststellung, welche Indirekteinleiter nur einer Zustimmungserklärung des Auftragnehmers, und welche sowohl einer wr. Bewilligung, als auch einer Zustimmungserklärung bedürfen.

· Fachliche Information der so festgelegten Indirekteinleiter und Aufforderung, der Mitteilungspflicht gem. § 5 IEV nachzukommen.

· Verhandlungen mit Indirekteinleitern über Frachten- und Mengenbegrenzungen sowie Überwachungsmodalitäten; insbesondere im Hinblick auf die Einhaltung der wasserrechtlich genehmigten Ablaufwerte an der Kläranlage.

· Vorbereitung von Entscheidungsgrundlagen für das Kanalisationsunternehmen zur Erteilung von Zustimmungserklärungen für die Ableitung von Abwässern in die Ortskanalisation bzw. Kläranlage.

· Erstellung und Führung eines Indirekteinleiterkatasters.

· Laufende Überwachung der Indirekteinleitungen lt. gesetzlicher Vorgabe bzw. den in den Zustimmungserklärungen getroffenen Vereinbarungen.

· Erstellung der gem. IEV erforderlichen Behördenmeldungen für den Auftraggeber.

2. Gegenseitige Verpflichtungen

Vom Auftragnehmer sind alle einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen zu beachten und einzuhalten.

Ausschließlichkeit

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, während der Laufzeit dieses Werkvertrages keine damit zusammenhängenden Aufgaben von bzw. für Indirekteinleiter zu übernehmen, die Abwasser in die o.a. Kläranlage bzw. eines der o.a. Ortskanalnetze einleiten.

Unterlagen des Auftraggebers, Vertraulichkeit

Der Auftraggeber verpflichtet sich, dem Auftragnehmer alle für die Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Daten und Schriftsätze –soweit vorhanden- zur Verfügung zu stellen (z. B. Wasserrechtsbescheide; Planunterlagen über Kanalisationen, Pumpstationen, Kläranlagen, Betriebsanlagen von Indirekteinleitern, Wasserverbrauchsangaben; Verzeichnisse von Betrieben im Einzugsgebiet, Mitteilungen gem. § 5 IEV, Berichte über Eigen- bzw.Fremdüberwachungen). Der Auftragnehmer hat alle Unterlagen und Auskünfte streng vertraulich zu behandeln.

Kooperation mit dem Betriebspersonal

Für die praktische Abwicklung der Aufgaben des Auftragnehmers nominiert der Auftraggeber eine Ansprechperson (z.B. Betriebsleiter, Klärwärter, Kanalwärter). Diese kann vom Auftragnehmer zu Gesprächen mit Indirekteinleitern, Planaufnahmen, Überwachungsaufgaben udgl. beigezogen werden.

3. Leistungsabgeltung/Honorar

Der Auftragnehmer kann seine Leistungen in folgenden Teilen abrechnen:

3.1 Einführungspauschale (Einmalentgelt):

Für die einführende Umsetzung der Indirekteinleiterregelungen (allgemeine Information, Erfassung der potentiellen Indirekteinleiter, erste Kontaktnahmen usw.)

€  xxx  je EGW Ausbaugröße der Kläranlage (lt. Konsens der Bew.)
Fälligkeit nach der ersten Eintragung in den Indirekteinleiterkataster.

3.2 Betriebspauschale (Einmalentgelt):

Für die Erfassung eines Betriebes, Erstellung der Unterlagen und Eintragung in den Indirekteinleiterkataster

€  xxxxx  bis 5 m³/d mitgeteilte Abwassermenge

€  xxxxx  von >5 bis 50m³/d mitgeteilte Abwassermenge

€  xxxxx  von> 50 m³/d mitgeteilte Abwassermenge

Die Betriebspauschale kann auch bei Mitteilungen über wesentliche Änderungen der Indirekteinleitung eines Betriebes verrechnet werden, wenn dadurch eine neuerliche Zustimmungserklärung und Änderungen im Indirekteinleiterkataster erforderlich werden

Fälligkeit nach der Eintragung eines Betriebes in den IEL-Kataster.

Für Indirekteinleiter, die einer wr. Bewilligung bedürfen, reduzieren sich die vorstehenden Honorarsätze um 30%.

Spezielle Betriebe: Sollten im Einzugsbereich des Auftraggebers Betriebe mit außergewöhnlich hohen Abwassermengen oder außergewöhnlichen Abwasserinhaltsstoffen eine Zustimmungserklärung beantragen, deren Bearbeitung durch den Auftragnehmer einen außergewöhnlichen Aufwand erfordert, so sind solche Betriebe nicht in den vorstehenden Pauschalsätzen enthalten. In diesem Fall ist vom Auftraggeber ein spezielles Angebot für den einzelnen Betrieb zu legen, über dessen Annahme der Auftraggeber im einzelnen entscheidet.

3.3 Entgelt für die laufenden Aufgaben

Für die laufenden Aufgaben wie Überwachung der mit Indirekteinleitern vereinbarten Parameter, Terminüberwachung, Teilnahme an Wasserrechtsverhandlungen, Erstellung der Behördenmeldungen udgl.

€  xxxx  /m³ mitgeteilte Abwassermenge/d; vierteljährlich
Fälligkeit erstmals drei Monate nach der ersten Eintragung in den IEL-Kataster, dann alle drei Monate während der Vertragslaufzeit.

Nachlass: Die Honorarsätze aus Pkt. 3.3 reduzieren sich für den Auftraggeber um 15%, wenn der Auftragnehmer auch mit den Agenden der landw. Klärschlammverwertung beauftragt ist. 

4. Allgemeine Bedingungen

4.1. Termineinhaltung:

Die Indirekteinleiterverordnung sieht verschiedene Termine für Kanalisationsunternehmen vor. Als Auftragnehmer sind wir bemüht, diese Termine genau einzuhalten, können eine Erledigung allerdings nur bis 3 Monate nach Einlangen eines unterfertigten Werkvertrages garantieren. Für negative Folgen aus der Nichteinhaltung von gesetzlichen Terminen, die aus einer verspäteten Auftragserteilung resultieren, können wir keine Haftung übernehmen.

4.2. Vertragsdauer:

Dieser Werkvertrag wird, beginnend mit dem Datum der Unterzeichnung des Werkvertrages, auf die Dauer von einem Jahr abgeschlossen. Er verlängert sich stillschweigend um je ein halbes Jahr, wenn nicht spätestens einen Monat vor Vertragsablauf durch einen der Vertragsteile eine Kündigung mittels Einschreiben erfolgt.

4.3. Nebenkosten

In den angegebenen Honorarsätzen sind Nebenkosten wie Telefon, Fax, Benützung der EDV-Hard- und Software, Kopien udgl., sowie auch die Reisekosten, enthalten.

4.4. Mehrwertsteuer

Die angegebenen Entgelte verstehen sich zuzüglich der gesetzlich gültigen Mehrwertsteuer.

4.5. Rechnungslegung

Der Auftragnehmer ist berechtigt, aufgrund der Fälligkeiten im Vormonat monatlich im Nachhinein Rechnung zu legen. Die Bezahlung erfolgt innerhalb von

8 Tagen ab Einlangen der Rechnung abzüglich 2% Skonto oder innerhalb von 30 Tagen netto.

4.6. Preisbasis

Die unter Punkt 3 angegebenen Preise basieren auf der Basis VPI2000-Indexzahl Dezember 2005.

4.7.Wertsicherung

Es wird ausdrücklich die Wertbeständigkeit des Honorars vereinbart. Als Maß zur Berechnung der Wertbeständigkeit dient der von der STATISTIK AUSTRIA monatlich verlautbarte Verbraucherpreisindex (VPI2000) bzw. der von Amts wegen an seine Stelle tretende Index.

Als Bezugsgröße für Anpassungen gemäß diesem Angebot dient die jeweils für den Monat Dezember errechnete Indexzahl.

Die Veränderung dieser Bezugsgröße berechtigt uns, ab 1.Jänner 2007 jedes Jahr zum 

1. Jänner die Honorarsätze in dem gleichen prozentuellen Ausmaß zu verändern. Alle Veränderungsraten werden auf eine gerundete Dezimalstelle berechnet.
4.8 Werkvertrag

Dieser Werkvertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, nach Unterfertigung durch den Auftraggeber ersuchen wir um Rücksendung der „Zweitschrift“.

Wir danken für die Auftragserteilung!

Für den Auftragnehmer:

Datum, Unterschrift

Für den Auftraggeber:

Datum, Unterschrift
